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Der Ortsgemeinderat /Stadtrat. hat im Rahmen des § 132 des
Baugesetzbuches "(BauGEO vom 08. 12. 1986. '(BGBl . 1, S„ 2253) in der
zur Zeit gültigen Fassung in Verbindung mit !i 24 der
Gemeindeordnung -für Rheinland Pfalz vom 14» Dezember 3.973 <GV.B1„
S. 419, BS 2020-1)in der zur Zeit gültigen Fassung in der Sitzung
vom 2o.ok.88 die fo1gende Satzung besch1ossen s

§ 1 - Erhebung des Erschl iel?ungsbei träges

Zur Deckung ihres- anderweitig nicht gedeckten Aufwandes -für
Erschl iel?ungsanl agen erhebt die 'Gemeinde Erschl iefungsbei träge nach
den Vorschr iften des Baugeset z buches (L?.;i 127 ff .) und dieser
Satzung.

§ä 2 Art und Umfang der
Ersch 1 ie(wn q sau f w a n d e s

Erschl ief'unqsanl agen und des

(.1) Bei tragsfähi g ist der Erschl iei'iungsauf wand s

1. Für die öf fentl ichen , zum Anbau bestimmten Strafen, Wege und
PJ.ät2e in

bis zu einer Straßenbreite (Fahrbahnen einschl. der Standspuren,
Radwege, Gehwege, Schutz und Randstreifen) von

a) Wochenendhausgebi eten
Camp inqplatz geb ieten

b) l< 1e insied 1ungsgeb ieten
beidseit ig anbaubar
e ins e it ig an b au b ar

7,0 m

10,0 m
8,5 m

c) Dorf geb ieten, reinen Wohngebieten, allgemeinen Wohngebieten,,
besonderen Wohngebi eten, Mi sehgebi eten, Feri enhausgebi eten

aa) bis z we iges c hoss ig
beidseitig anbaubar
ei nsei ti g anbaubar

bb) dreigeschossi q
bei f::lsei tig anbaubar

e insei t i q anbaubar

cc) vier- b is achtgeschossig

ein - bzw. beidseitig anbaubar

dd) über achtqeschosssiq

ein- bzw. beidseitig anbaubar

14 ,0 m

10,5 m

18,0 fn

12,5 m

20,0 m

23,0 m

d) Kerngebieten, Gewerbegebieten und sonstigen Sondergebieten im
Sinne des § 11 der BaunutzungsVerordnung
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aa) bis eingeschossig anbaubar 20,0 m

bb) zweigeschossig anbaubar 23,0 in

cc) dreigeschossig anbaubar 25,0 m

dd) v ier •- und mehrgesch o ss ig anbaubar 27 ,0 m

e) Industriegetai eten

aa) mit einer Baumassenzahl bis 3,0 23,0 m

bb) mit. einer Baumassenzahl über 3,0 ••- 6,0 .25,0 m

cc) mit einer Baumassenzahl über 6,0 27,0 in.

Erschließt die Erschließungsaniage Gebiete mit unterschiedlicher
Ausnutzung, so gilt die größere Breite» Unbeplante Gebiete im Sinne
des § 34 BauGB sind einem Baugebiet nach den §§ 2 - 11
Baui"i u tz ung sverordnung g 1e ic 11 z us t e 11en „

2. Für die öf f en11 ic he n , au s rach11 ich e n o d e r t a ts äc h 1ich en G r ü.nden

mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der
Baugebiete (z. B. Fußwege, Wohnwege) gemäß :I 127 Abs. 2 Nr» 2.

3. Für die nicht zum Anbau bestimmten Sammelstraßen (3 127 Abs-

Nr. 3 BauGB) = 27,0 m

4» F ür P a r k f 1 äc h e n

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr« 1 bis Nr. 3
sind, bis zu einer zusätzlichen Breite von 5,0 m,

b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nr., 1 bis Nr. 3 genannten
Verkehrsanlagen sind, nur insoweit, als die Parkflächen

erforderlich sind, um dies Bauflächen und die gewerblich zu
nutzenden Flächen entsprechend den baurechtlichen Vorschriften zu
nutzen

5. Für Grünanlagen

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. 1 bis Nr. 4
sind, bis zu einer zusätzlichen mittleren Breite von 4,0 m,

b) soweit sie? nicht Bestandteil der in Nr „ 1 bis Nr. 4 genannten
Verkehrsanlagen sind, nur insoweit, als die Grünanlagen
erforderlich sind, um die Bauflächen und die gewerblich zu
nutzenden Flächen entsprechend den baurechtlichen Vorschriften zu
nutzen.
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(2) Die Breiten einzelner Verkehrsaniagen kennen im Einzelfall
überschritten werden, wenn dadurch die hochstzulässige Breite der
Verkehrsanlagen insgesamt (§ 2 Abs 1. Nr. 1 bis Nr. 5) nicht
übe r s c h r i 11e n w i r d „

(3) Zu dem Erschließungsaufwand nach Abs. 1 gehören insbesondere
die Kosten für

1» den Erwerb der F1 ächen für die Ersch1ießungsan1agen einsch1.
6 runderw erbsneb en ko sten,

2. die Freilegung d<sr Flächen -für die Erschl ießungsan! agen,

3. die Erdbewegung zur Schaffung der geplanten Oberflächenhöhe
einschl. evtl. Eiodenaustauseh.es und der Schaffung der
erforderlichen Böschungen und Abstützungen auch auferhalb der
Erschl ießungsf 1äche ,

4 „ den Unter-bau und d ie 0berf 1ächenbef est igung ,

5. bei Grünanlagen den Unterbau und die Abdeckung mit. Mutterboden
sowie Pflanzvorbereitung,, Einsaat und Bepf -1 anzung,

6. die Randeinfassungen, Rinnen und Randsteine,

7 „ d ie "I"r eppen , Schutz vorriehtungen , ver kehr•ssichernde und
ve r kehr sber u h ig en d e E in r ic h tun g en ,

8. die Sitzmöbel und Pf 1ans kästen,

9. die Radwege,

1.0.. d ie Gehwege ,

11. den Anschluß an andere Erschl ießungsartl agen einschl. deren
i'iot wend igem Umbau ,

12» die übernähme von Anlagen als gemeindliche
Erschli eßungsan1agen,

13 „ d ie Bei euchtun q s e inr iehtungeii,

14» die Entwässerungsei nri cl'itungen der Erschl ießungsanl agen ,

15. die Darlehsnskosten (z ,. B. Zinsen , D isag io) ,

16. die für die Erschließungsanl agen erforderlichen Architekten-

und .Ingenieurlei stungen sowie Baul ei tungsgebühren .

(4) Der Erschließungsaufwand umfaßt auch den Wert der von der
Gemeinde aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt.

der Ber e itste11ung.



(5) Zu den Kosten für den Erwerb der Flächen für

Erschl ießungsanl agen gehört im Falle einer
erschl ießungsbeitragspflichtigen Zuteilung im Sinne des § 57 Satz 4
und 15 58 Abs., 1 Satz 1 BauGB auch der Wert nach § 68 Abs. 1 W\r, 4

BauGB.

(6) Der Erschließunqsaufwand um-faßt auch die Kosten, die für Teile
der F ahrb ahn e ine r 0 rtsdurc hf ahr t, e in e r Eiu nd es - ., L andes •••- od e r
Kreisstraße entstehen, die) über die Breite der anschließenden

freien Strecken dieser 'Straßen hinausgehen»

(7) Endet ei ne Ersch 1ießungsan 1age eni t ei nem Wertdehammer , so
vergrößern sich die in Abs. 1 angegebenen Höchstmaße für den

Bereich des Wendehammers auf das sineinhalbfache, mindestens aber
um 13 Meter»

Ermi1t1 ung des b es itragsf äh igen Ersch1ießungsaufwandes

(1) Der be itragsf ähige Ersch 1ießungsauf wand (§ 2) mit Ausn ah me
desjenigen für die Entwässerungseinrichtungen (§ 2 Abs. 3 Nr. 14)
wird n ach d en t atsäc h 1 i c h en Kosten er-mi 1.1e 11.

Der Aufwand für die Entwässerungseinrichtungen der
Erschließungsanlagen wird wie folgt ermittelt:;
1. für die Einlaufe, Sinkkästen und Zuleitungen bis zv,r
Straßen 1eitung sind die tatsächlichen Kosten maßgebend.
2» für die übrigen zur Entwässerung der Erschließungsanlagen
erforderlichen Anlagen wird ein Einheitssatz je qm entwässerte
FI äche f ür• die im Jahr d ur' ch ge-f ührten B aumaßn ahmen in der

jewei1igen H ausha 11 ss atzung festge 1egt»

(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird für die einzelne
Erschließungsanlage ermittelt,. Die Gemeinde kann abweichend von
Satz 1 entweder den beitragsfähigen Aufwand für bestimmte
Abschnitte einer ausgebauten Erschli eßungsanl age ermitteln oder
diesen für mehrere Anlagen, die für die Erschließung der
Grundstücke eine Einheit bilden (Erschließungseinheit) insgesamt
ermitteln. Abschnitte einer Erschließungsanlaqe kennen nach ertlich
er kBnnbar en Mer kma 1en oder nach rech11 ichen Gesi cht spun kt en (z . B,.
Grenzen von Bebauungsplangebi eten, Umlegungsgebi eten, fcrmlieh
festge1egten San ierungsg eb ieten) gebi1det werden.

(3) Die Aufwendungen für Sammel strafen (1 2 Abs., 1 Nr „ 3), für
Parkflächen (!§ 2 Abs» 1 Nr. 4 Buchst» b) und für Grünflächen (-1 2

Abs» 1 Nr. 5 Buchst» b) können entsprechend den Grundsätzen des Li 6
den öffentlichen, zum Anbau bestimmten Straßen, Wegen und Plätzen,
zu denen sie von der Erschließung her gehören, zugerechnet werden»
Satz 1 findet keine Anwendung, wenn das Abrechnungsgebiet (§ 5 Abs.
1) der Parkflächen oder Grünanlagen von dem Abrechnungsgebiet der
Str aßen, Wege und P1ätze nach Sat:•: 1 abwei cht ? in diesem Falle
werden die Parkflächen und Grünanlagen selbständig als
Erschließungsanlagen abgerechnet»



§ 4 -- Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand

Die Gemeinde trägt 10 v» H» des beitragsfähigen
Erschließungsaufwandes» Für Verkehrsanlagen gemäß § 2 Abs» 1 Nr» 2,
d i e n i c h t überwi egend zur Erseh;

innerhalb des Abrechnungsgebietes erforderlich sind, trägt die
Gemeinde 50 v. H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes»
Erhält die Gemeinde zur Finanzierung des Erschl ießuriqsauf wandes

.eßung von Baugrundstüc ken

luwe;i sungen aus öf fen11 iehen l<assen , die den si c I" i au« Satz 1 und

ergebenden Betrag überschreiten, so erhöht sich der Gemeindeanteil
nach Satz 1 und 2 um den überschreitenden Betraq.

S 5 - Abrechnungsgebiet, Grundstücksflächen

(1) Das Abrechnungsgebiet bilden die durch die Erschließungsanlage
ersch1ossenen Grundstüc ke, sowei t sie bau1ich , gewerb 1ich, a1s
Friedhof , Sportan1age oder ähnIich ge nutz t werden oder nutzbar
sind. Wird ein Abschnitt. einer Erschließungsanlage oder eine
Erschließungseinheit abgerechnet, so bilden die von dem Abschnitt
der Erschließungsanlage oder der Erschließunqsei nhei t erschlossenen
Grundstücke das Abrechnungsgebiet. Als Grundstück im Sinne dieser
Vorsehr ift g i 11

Grundstücke»

auch die wirtschaftliche Einheit mehrerer

(2) A3 s Grundstücksfläche im Sinne von Abs,. 1 gilt.

1. in bepianten Gebieten die Festsetzung des Bebauungsplanes»

2. Wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder der Bebauungsplan eine
andere als die bauliche oder gewerbliche Nutzung vorsieht,

a) bei Grundstücken, die an die Erschließungsanlage angrenzen, die
Fläche von der Erschließungsanlage bis zu einer Tiefe von höchstens
40 m,

b) bei Grundstücken , die , ohne an die &r sch1ießungsan1age zu
grenzen, mit der Erschließungsanlage durch einen Weg oder in
anderer rech11 ich gesicherter Form verbunden sind , die F1 äche von
der zu der Erschließungsanlage liegenden GrundStücksseite bis zu
einer Tiefe von hcchstens 40 m.. H i er gi11 die Tiefenbegrenzung von
d&r zu der Ersch1ießungsan1age 1iegenden Grundstückssei te an
gerechnet ohne Anrechnung des Zufahrtsweges»
Flächen, die über die t:i. ef enmä.ßi ge Begrenzung hinaus baulich oder
gewerblich genutzt werden, sind einschl. der erforderlichen
Mindestgrenzabstande von Gebäuden in ganzer Breite der
e r s c h 1 o s s e n e n G r u n d s t üc k s f 1 äc: h e n a c h B u c 11 s t a b e a) oder b 5

hinz uzurec h nen.

#»



§ 6 Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

>1> Der nach § 3 ermittelte Erschließunqsaufwand wird nach Abzug
des Anteiles der Gemeinde (S 4) auf die erschlossenen Grundstücke
des Abrechnungsgebietes <§ 5) im Verhältnis ihrer Grunristürksgrnfen
unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Mutzung nach Maß und
Art. verteilt» Sofern im Abrechnungsgebiet keine unterschiedliche
bauliche Nutzung vorhanden ist, wird der Erschließungsaufwand auf
die erschlossenen Grundstücke nach den Grundstücksflächen verteilt»

(2) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der
baulichen Nutzung im Abrechnungsgebiet wird die Gt
•mit einem Vom Hundert Satz vervi e1fä11igt
Nutzungsmaß)» Dieser beträgt»

1

4.
l*:."

wJ»

6.

7.

bei eingesehossi qer
bei zweigeschossiger
bei dreigeschossiger
bei viergeschossiqer
bei fünf geschossi qer
bei sechsgeschossiger Bebaubarkei t
bei höhergeschossi ger Bebaubarkei t
je weiteres 6eschoß

Bebaubarkeit

Bebaubarkei t

Bebaubarkeit

Bebaubarkei t

Betaaubarkei t

Zuschlaa

100 v „ H

125 v„ H

150 v. H

175 v» H

200 v» H,

H

D V", H.

ulassigen
u n d s t üc k s f 1 äc h e

das

(3) Den nach g

Grundstüc ksf 1äch en <
Gewerbegeb iet en und
I") :i. nz uzurechnen5 da5
industr ie 11 oder in
sonstigen Baugebieten»

6 Abs» './.

s i n d f ür

111d u s t r i e q e b i e t e n

gleiche gilt fü
ähn1i eher Wei se

e r mi11 e11 en be i t rag5pf1ichtigen
'"" •und s t ück e in Ke r nge b i e t e n ,

'•5 v„ H» dieser Flächen
überwisgend gewerblich,

gen u t z t e Grund s t üc k e in

<4) Als Geschoßzahl gilt die im Bebauungsplan festqesptzte
hochstzulässige Zahl der Vol1geschosse. Ist diese" nicht
festgesetzt, so ist bei bebauten und unbebauten Grundstücken die
Zahl der bei den anderen durch die Erschl ießuno"an1aqe
erschlossenen Grundstücken überwiegend vorhandenen Vol1geschosse
maßgebend. Grundstücke, die über das durchschnittliche Maß d"«r"
Vollgeschosse bereits bebaut sind (Satz 2), werden mit den höheren
tatsächlichen Vol 1geschossen veranlagt» In d~>n Fällen des :?33
BauGB ist die höchstzulässige Zahl der VolIgeschosse entsprechend
dem Stand der Planungsarbeiten anzusetzen» In Gewerbe- und
Industriegebieten sowie bei überwiegend gewerblich oder industriell
genutzten Grundstücken in sonstigen Gebieten gel
3,50 m Traufhöhe als ein Vollqeschoß»

oü er

ben je angefangene

Die Ermittlung der VolIgeschosse
Landesbauordnung Rhei n1and -- Pfalz.

erfolgt nach der



(5) Sind für Teile» eines Grundstückes verschiedene zulässige
Geschoßzahlen im Bebauungsplan festgesetzt, so ist zunächst, der der
höheren Nutzbarkeit zuzuordnende Grundstücksteil aus der im
Bebauungsplan festgesetzten Geschoßzahl zu ermitteln und auf die
Restfläche die niedrigere Geschoßzahl anzuwenden»

(6) Grundstücke, die durch mehrere Erschließungsanlagen
erschl ossen werden , sind bei der Abr ec:hnung a11 er sie
ersch1ießenden An1agen z u berücksichtigen und beitr agspfliehtig.,

a) G r u n d v e r g ü. n s t i g u ri q
Der Berechnung jedes Erschl ießungsbei träges für zwei oder mehrere
gleichartige Erschließungsanlagen <z„ B. 2 Straßen) werden die sich
nach Abs» 2 ergebenden Berschnungsdaten jeweils nur mit zwei
Dr i11e1n zugrunde gelegt, wenn diese Ersch1ießungsanlägen voll :i. n
der Bau 1 ast der Geinei nde stehen ,•

b) V e r g ü n s t i q u n g b e i T e i I f u n k t :i. a n
Liegt eine Mehrfacherschließung nur für eine TeiI funktian vor,
insbesondere durch selbständigst Gehwege, -Gehwege an Bundes ,
Landes- oder Kreisstraßen sowie an Gemeindestrafen, so wird die
Vergünstigung nur bei der Abrechnung der Erschließungsanlagen oder
Anlageteile, die mehrfach vor kommen, gewährt,,

( ) F M| f ! 1 ! ! t- i | ; it ! tl.Jf

1 irq -> i, q t I l i ( | r i I , 'iiü i j ( i j i i
den s- i i hi t r>u nq im i it n rt i 1*1 f i it 1 !•« ml tr t,L, iJ
gr i I ! o Ab l null 'ui ,~r In n es I i <• i iMii i i ~»tf wu ' o
wild di-' h» I n! rnn'! nq /o i i n ui >i kn r _ hj nc

au" qt nn •><-ei i -^ < i »i i • 1 <_ i -» i- I l t- f i u

liin"iickn tun l t m mi > > i i i hm hu, tull A '.

(8) Me h r f a e h e r s ch 3 r -

Au f w a n d s e r mi 111 u n g i n t >i
Halbsatz 2) bei der l •>

e i n m a 1 z u b e r üc k s i c h t i q e n .
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(9) Die Bestimmungen der Absätze 6 und 7 gel tri: n.. cht :-.i\
Kerngebieten, Gewerbegebieten und Industriegebieten sowie für
üb erwiegend gewer b 1ich , in dust r ie 11 oder in ähn 1 icher We ise
genutzte Grundstücke in sonstigen Baugebieten.

(10) Hat

Grundstücks-f

Herstel1ung

kann die

vergüten»

der

ächen

Beitragspflichtige oder sein R•i echtsvorg an ger

der Er sc hl :i. eßungsanl aqe an die Gern ei. nde abgetreten,! so
q e ,i. i c i o c:i ? unter ihr

Gerneinde z u r G1 e i c h b e h a n d 1 u n g d e n V e r k e h r s w e r t



In diesem Fa11 e wird die Vergütung in den beitragsfäh igen
Erschließungsaufwand einbezogen und als Vorauszahlung auf die
Beitragsschuld anqerechnet»

!§" 7 -••• i<ostenspa 11 ung

Der Erschließunqsaufwand kann •{• U!'

1» den Grunderwerb ,
2. die Fre i1egung ,
3. die F a h r b a h n

(einschl., des erf orderl „ Unterbaues und der Erdbewegungen)
4 „ die Gehwege ,,
5» die Fußwege und Wohnwege

(mi t Kraftfahrzeugen n:i. cht befahrbare Verkehrsani agen) „
6. die Radwege,

7 „ die Par kf 1äc hen ,
8» die Grünanlagen,
9,. d ie Bei euchtungsan 1agen ,
10» die Entwässerungsanlagen,
11. die ver- kehrsberuhi genden Einr ichtungen

gesondert und unabhängig von der vorstehenden Reihenfolge erhoben
werden, sobald die jeweilige Maßnahme, deren Aufwand gedeckt werden
soll, abgeschlossen ist»

8 - Mer kma1e der endgültigen Her steI1ung der Ersch 1ießunqsan1agen

(1) Die öffentlichen, zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze

sowie Sammelstraßen und Parkflächen,, die Geh und Radwege, die mit
Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen und die
G!'"ünanlagen si nd endgül t ig her geste111 , wenn di e Gerneinde an den
erforderlichen Grundstücken Eigentum erworben hat und die
Erschl ießungsanl agen di e nachstehenden Merkmal e auf wei sen r,

1» Bei öffentlichen, zum Anbau bestimmten Straßen, Wegen und
Plätzen sowie bei Sammel straßen und Parkflächen

a) eine Pflasterung, eine Bitumen-., Teer--, Beton- oder ähnliche
D ec kb n euz e i11 ic h e r B au ar t,

b) Straßenentwäs serung u.nd Be 1euchtung ,

c) den Anschluß an eine dem cffentIichen Verkehr gewidmete Straße,

d) etwaige verkehrsberuhigende Ei nrichtunqen sowi e

e) die Widmung für den öffentlichen Verkehr im Sinne des

L a n d e s s t r a ßen q e s e t z e s R i•) e i n 1 a n d — P f a 1 z .,



2. Gehwege und Radwege sind endgültig hergestellt» wenn sie eine
Abgrenzung gegen die Farbahn und gegeneinander, sowie eine
Befestigung mit Platten, Pflaster, Bitumen oder eine ähnliche Decke

n i c h tneuzei11ieher Bauart aufwei sen„
/-i -. I"-: s--..--. •; ,•••. -J ...

Anlegung erhöhter- Gehwege
Form angelegt werde:?!!»

sowei

Und ,::

)tet wird

01s bemeinde

1ungss tr aßen a

•;d diese in ei;

uf die

>f acher

3. Mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsan 1agen (z. B.
Fußwege, Wohnwege) sind endgültig herq&stel i. t , wenn sie eine
Befestigung mi t P1 a11.en , i;;:' flaster
neuz ei 11ieher Bauart aufweisen.

4 „ Gr ün anlägen s i n d a 1= d q ü
vorgesehenen Flächen als Grü
s i n d „

Li Sa -- Immi ssi onsschutzanl aqen

Art , Umfang um i |f >
Aufwandes von iihu, • \ < hu1

U mw e 11 e i n w i r Ia \u (i r-1 so i i •*

werden durch ei tj m "• cSt- '>,*! *u \ i»
übrigen gelten dr> Ht-si luwinfi'n uu.<

§ 9 •- Bei tragsbeschei

EJiturnen oder"

i (

(1) Der Beitrag, der auf den einzelnen
.wird durch schriftlichen Bescheid f-ntA

(2) Der Beitragsbescheid enthält;

1» den Namen des Bei tragsschu1dners »
2. d ie Bez e ic I") n ung de s Br undstüc ks ,,

3. den zu zahlenden Betrag unter Mittel.
Erschließungsaufwandes CS 2), des Gemeind
Berechnungsgrundlagen (is 5 und 6),
4. die Festsetzung des Zahlungstermines,
5. die Eröffnung, daß der' Beitrag als ,.:

G r u n d s t üc k r u h t u n d

6. eine Rechtsbehelfsbslehrunq.

ne ihnlichä? Decke

:.nsr i seh

dafür

ei eqt

] P

:f- ->

I dl

,! 'i gen

;:.i d&^r

qbhi



(3) Der Beitragsbescheid soll ferner den Beitragsschuldner darauf
hinweisen, daß er bei der Verbandsgemeindeverwaltung Stundung,
Ratenzahlung oder Verrentung beantragen kann.
Ein solcher Antrag soll die Gründe anführen, aus denen die Zahlung
des Beitrages zum -festgesetzten Zahlungstermin •für den
Beitragsschuldner eine unbillige Härte wäre.,

10 •- Fälligkeit der Zahlung

(1) Der Bei trag wi rd
Bei tragsbeschei des f äl 3. iq »

einen Monat nach Bekanntgabe des

(2) Beiträge, für deren Tilgung Ratenzahlung oder eine Verrentung
zugelassen wird, sind entsprechend den gesetzlichen Vorschriften»
insbesondere der Abqabenor dnurig und des Steuersäumn1sgesetzes zu
verzi nsen,,

11 •-• V o r a u s 1 e i s t u n q e n

(1) Wird auf einen; Grundstück, für Bei. -crags-nf 1 i •;. noch

nicht oder noch nicht in vo11em Um fange entstandoi1 s. ht, eir
BauvoriiabGn genehmigt, oder wird mit der Herstellung des-

Erschl ießungsanl agen begonnen, so könnpn Vorausl ei stur-aer auf den
Erschl ießungsbei trag erhoben werden. Die Voraus! ei stung kann bis
zur Höhe des vor aussi cht 1ichon Ei" seh Iießungsbei träges festgesetzt
werden»

(2) Für den Bescheid über die Vorausleistung gilt % '••? si nnger '-ii?

A b 1 ösu n g d e s E r s c h I i e ßun q s b e i t r a q e s

Die Gemeinde kann vor Entstehen der Beitraqspf1icht Vereinbarungen
über die Ablösung der Bei tragspf 1icht treffen., Dabei bestimmt sich
der Betrag einer Ablösung (§ 133 Abs,, 3 S» 5 BauGB} nach der Hcha
des vor-aussi ch11 ich entstehenden Bei trages»
Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.,



13 - Anwendung des Kommunal-Abgaben Gesetz*

Soweit das Bauqesetzbuch und diese Satzunq keine besonderen
Regelungen treffen, gilt, iin übrigen d^s Kommunal Abgaben Gesetz für
Rheinland -- Pfalz in seiner jeweiligen Fassung sinngemäß.,

§ 14 ••-• Inkrafttreten, Außer kr afttretei

Diese Satzung tritt am Ol»07»1987 in Kraft

GI e i c h z e i t i g t r i 11:. d i. e S a t z u n c
Er sch 11 sßungstae:i. t r äqen vcm 01 • o2 • 85

Soweit die Beitragspf1icht aufgrund
ist, gelten diese weiter»

Mürlenbach, den o1.o7.88

V^C-yZ.
Molitor

Ortsbürgermeister

) ;

üb ei- die Erhebung von
außer Kraft.

:rüherer Satzungen sntstander)


